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1. Instanz

Aktenzeichen S 10 RJ 25/98
Datum 16.11.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 RJ 10/01
Datum 27.01.2004

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 16.
November 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beteiligten haben einander
auÃ�ergerichtliche Kosten auch des Berufungsverfahrens nicht zu erstatten. Die
Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt von der Beklagten Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit ab 31.
Dezember 1996.

Der im â�¦ 1941 geborene KlÃ¤ger, der eine abgeschlossene Ausbildung zum
Betonbauer absolvierte, war bis Juli 1981 als Eisenbieger tÃ¤tig. Nach einer
entsprechenden Qualifizierung arbeitete er von August 1981 bis zum Eintritt von
ArbeitsunfÃ¤higkeit am 28. Juli 1995 als Meister fÃ¼r Hochbau bzw. Polier. Seit 01.
August 2001 bezieht er Altersrente fÃ¼r schwerbehinderte Menschen (Bescheid
vom 22. Januar 2002).

Im August 1996 beantragte der KlÃ¤ger wegen eines in Folge eines am 28. Juli 1995
stattgehabten Sturzes von einem BaugerÃ¼st erlittenen Becken- und Armbruchs

                             1 / 15



 

Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Die Beklagte zog verschiedene
Ã¤rztliche Unterlagen bei und veranlasste das Gutachten des Facharztes fÃ¼r
OrthopÃ¤die Dr. R. vom 18. Dezember 1996.

Mit Bescheid vom 31. Januar 1997 lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung einer Rente
wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit ab, da der KlÃ¤ger Verletztengeld beziehe.

Auf den dagegen eingelegten Widerspruch, mit dem der KlÃ¤ger unter Hinweis auf
das entsprechende Schreiben der Bau-BG Hannover vom 17. Dezember 1996
geltend machte, Verletztengeld sei zum 30. Dezember 1996 eingestellt worden,
gewÃ¤hrte die Beklagte mit Bescheid vom 25. MÃ¤rz 1997 unter Zugrundelegung
eines am 28. Juli 1995 eingetretenen Versicherungsfalles Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit ab 31. Dezember 1996.

Die Beklagte zog auÃ�erdem die fÃ¼r die Bau-BG Hannover erstatteten Gutachten
des Chirurgen Prof. Dr. H. vom 18. MÃ¤rz 1997 und des Facharztes fÃ¼r Neurologie
Dr. N. vom 26. Juni 1997 bei.

Mit dem am 10. Dezember 1997 als Einschreiben zur Post gegebenen
Widerspruchsbescheid vom 26. November 1997 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Trotz der bestehenden gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen (Zustand
nach bekannter Fraktur des ersten LendenwirbelkÃ¶rpers mit deutlicher
keilfÃ¶rmiger Deformierung und Deckplatteneinbruch des 3. LendenwirbelkÃ¶rpers
sowie eines weiteren Einbruches der Deckplatte des 4. LendenwirbelkÃ¶rpers,
Zustand nach Claviculafraktur links in mÃ¤Ã�iger Fehlstellung verheilt, Zustand
nach distaler RadiustrÃ¼mmerfraktur links mit mÃ¤Ã�iger
BewegungseinschrÃ¤nkung und leichter MedianuslÃ¤sion, Zustand nach
linksseitiger dislocierter Beckenfraktur, L 5-LÃ¤sion) reiche das
LeistungsvermÃ¶gen aus, um vollschichtig kÃ¶rperlich leichte Arbeiten im Wechsel
der Haltungsarten ohne KÃ¤lte, NÃ¤sse, hÃ¤ufiges BÃ¼cken, Knien, Hocken,
Heben, Tragen und Bewegen von Lasten sowie Leiter- und GerÃ¼starbeiten zu
verrichten.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 12. Januar 1998 beim Sozialgericht Potsdam Klage
erhoben und vorgetragen:

Auch leichte Arbeiten kÃ¶nne er nicht mehr vollschichtig ausÃ¼ben. Infolge der
LendenwirbelkÃ¶rperfraktur bestehe eine erhebliche BewegungseinschrÃ¤nkung.
Im Juli 1996 sei auÃ�erdem ein verdÃ¤chtiger Befund im Bereich der
HalswirbelsÃ¤ule festgestellt worden. Zudem bestÃ¼nden unklare
Brustbeschwerden links, eine HypercholesterinÃ¤mie, eine RefluxÃ¶sophagitis, eine
Hiatusgleithernie, eine Gastroduodenitis, ein Zwerchfelldurchbruch, schlechte
Blutwerte, ein Brennen der FÃ¼Ã�e, eine starke Vergesslichkeit, Kopfschmerzen,
Ohrdruck und SchwerhÃ¶rigkeit, ein TaubheitsgefÃ¼hl im rechten Kopfbereich
sowie wohl auch ein seelischer ErschÃ¶pfungszustand. Der KlÃ¤ger hat
verschiedene Ã¤rztliche Unterlagen beigefÃ¼gt.

Das Sozialgericht hat die gutachterliche Stellungnahme des Chirurgen Prof. Dr. H.
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vom 01. Dezember 1998 beigezogen, die Befundberichte des Facharztes fÃ¼r
Innere Medizin Dr. O. vom 27. Juli 1998, der C. vom 29. Februar 1998 und des
Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie H. vom 01. April 1999 eingeholt und Beweis
erhoben durch das schriftliche SachverstÃ¤ndigengutachten des Facharztes fÃ¼r
OrthopÃ¤die Dr. K. vom 10. Januar 2000.

Nachdem der KlÃ¤ger eingewandt hatte, der SachverstÃ¤ndige habe die Hals- und
BrustwirbelsÃ¤ule nicht untersucht, hat das Sozialgericht den SachverstÃ¤ndigen
ergÃ¤nzend gehÃ¶rt (Stellungnahme vom 17. Januar 2000).

Auf Veranlassung des KlÃ¤gers, der auf massive internistische Befunde und einen
mÃ¶glicherweise psychosomatischen Zusammenhang hingewiesen hat, hat das
Sozialgericht aus dem weiteren Gerichtsverfahren S 2 U 95/99 das Gutachten des
Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. C. vom 09. Februar 2000 und den
Bericht des Dr. Giese der Inneren Abteilung des Kreiskrankenhauses Belzig GmbH
vom 24. MÃ¤rz 2000 beigezogen. AuÃ�erdem hat der KlÃ¤ger aus dem Verfahren S
5 SB 5/00 den Befundbericht des Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie H. vom 06.
Juli 2000 vorgelegt.

Mit Urteil vom 16. November 2000 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen:
Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme kÃ¶nne der KlÃ¤ger noch vollschichtig
leichte Arbeiten im Wechsel der Haltungsarten bzw. Ã¼berwiegend im Sitzen
verrichten, wobei wegen der leichten EinschrÃ¤nkung der GebrauchsfÃ¤higkeit der
linken Hand PrÃ¤zisionsarbeiten ausscheiden mÃ¼ssten. Dem stÃ¼nden die
geringgradige BewegungseinschrÃ¤nkung des linken Beines und die
belastungsabhÃ¤ngigen RÃ¼ckenschmerzen nicht entgegen. Nicht nachgewiesen
sei, dass der Unfall auf nervenÃ¤rztlichem Fachgebiet solch ausgeprÃ¤gte Folgen
hinterlassen habe, dass der KlÃ¤ger nicht mehr arbeiten kÃ¶nne. Bei ihm sei
insoweit lediglich eine leichte depressive PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung mit eventuell
schizoiden ZÃ¼gen festgestellt worden.

Gegen das seinem ProzessbevollmÃ¤chtigten am 15. Dezember 2000 zugestellte
Urteil richtet sich die am 12. Januar 2001 eingelegte Berufung des KlÃ¤gers.

Er nimmt Bezug auf die im Verfahren S 5 SB 5/00 eingeholten neuen Gutachten des
Dr. C. vom 29. Dezember 2000, des Dr. Dr. Z. vom 30. Oktober 2000 und des Dr. F.
vom 13. MÃ¤rz 2001, welche nicht mit den Anhaltspunkten fÃ¼r die Ã¤rztliche
GutachtertÃ¤tigkeit (AHP 96) Ã¼bereinstimmten. Nunmehr bestehe eine
posttraumatische BelastungsstÃ¶rung mit deutlicher Einengung des Denkens auf
das Krankheitsbild. Jede Umstellungs- und AnpassungsfÃ¤higkeit fÃ¼r andere
TÃ¤tigkeiten fehlten. Es sei die Einholung eines neurologisch-psychiatrischen
Gutachtens nÃ¶tig. Wegen der NervenschÃ¤den im Bereich des linken Armes bzw.
der Hand seien auch keine Sortier- und Verpackungsarbeiten mehr mÃ¶glich. Es
liege ein so genannter Summierungsfall im Sinne der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts vor.

Der KlÃ¤ger beantragt, nachdem die Beklagte einen Anspruch auf Rente wegen
voller Erwerbsminderung auf der Grundlage eines am 29. Dezember 2002
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eingetretenen Versicherungsfalles ab 01. Januar 2003 anerkannt und der KlÃ¤ger
dieses Anerkenntnis angenommen hat,

das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 16. November 2000 aufzuheben und die
Beklagte unter Ã�nderung des Bescheides vom 31. Januar 1997 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 26. November 1997 zu verurteilen, dem KlÃ¤ger
Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit ab 31. Dezember 1996 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat eingeholt die Befundberichte des Facharztes fÃ¼r Urologie T. vom
17. Dezember 2001 und (Eingang) 22. Januar 2002, des Facharztes fÃ¼r Innere
Medizin Dr. O. vom 07. Januar 2002, des Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie H.
vom (Eingang) 25. Januar 2002, der FachÃ¤rztin fÃ¼r Hals-Nasen-Ohren (HNO) Dr.
R. vom 25. Januar 2002 und der FachÃ¤rztin fÃ¼r Augenheilkunde W. vom 18.
Januar 2002, das Arbeitsamtgutachten der FachÃ¤rztin fÃ¼r Innere Medizin Dr. F.
vom 22. Januar 1997 sowie verschiedene Ã¤rztliche Unterlagen aus den
Gerichtsakten S 5 SB 5/00 bzw. L 6 SB 10/02 und S 2 U 95/99 bzw. L 7 U 37/01, der
Verwaltungsakte der Bau-BG Hannover sowie der Arztakte des Dr. O â�¦

Nachdem der Senat auf Veranlassung des KlÃ¤gers das im Rechtsstreit L 7 U 37/01
eingeholte Gutachten des Facharztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. T. vom
29. Dezember 2002 nebst ergÃ¤nzender Stellungnahme vom 31. MÃ¤rz 2003 sowie
AuszÃ¼ge aus den Berufsinformationskarten (BIK) zu BÃ¼rohilfskrÃ¤ften (BO 784)
und zum PfÃ¶rtner (BO 793) sowie Kopien der AuskÃ¼nfte des Arbeitsamtes
Frankfurt (Oder) vom 01. November 1999 zur BÃ¼rohilfskraft und des M. L. vom 14.
Februar 2000 zum PfÃ¶rtner beigezogen hatte, hat er weiter Beweis erhoben durch
die schriftlichen SachverstÃ¤ndigengutachten des Chirurgen und Sozialmediziners
Dr. B. vom 05. Juni 2003 und des Facharztes fÃ¼r Psychiatrie, Psychotherapie und
Neurologie Dr. L. vom 10. Juli 2003.

Der KlÃ¤ger ist der Ansicht, die VerhaltensauffÃ¤lligkeiten seien bereits seit
Antragstellung sichtbar gewesen. Da jedoch ein Arztbesuch erst im Oktober 1998
erfolgt sei, werde vergleichsweise vorgeschlagen, den Leistungsfall auf Oktober
1998 festzusetzen.

Die Beklagte hÃ¤lt einen frÃ¼heren Leistungsfall fÃ¼r nicht nachgewiesen, da
insbesondere bei der Begutachtung durch Dr. C. die psychischen AuffÃ¤lligkeiten
noch nicht ausgeprÃ¤gt gewesen seien.

Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird u. a. auf Blatt 113 bis 126 und
445 bis 520 der Gerichtsakten verwiesen. Wegen der weiteren Einzelheiten des
Sach- und Streitstandes sowie des Vorbringens der Beteiligten wird auf den
sonstigen Inhalt der Gerichtsakten und der beigezogenen Verwaltungsakte der
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Beklagten ( â�¦), der Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist,
Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat die Klage zu Recht abgewiesen. Der Bescheid vom 31. Januar
1997 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26. November 1997 ist
rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit. Ihm steht auch Rente wegen voller Erwerbsminderung fÃ¼r
eine Zeit vor dem 01. Januar 2003 nicht zu.

Als Anspruchsgrundlage kommt auch weiterhin Â§ 44 Sozialgesetzbuch Sechstes
Buch (SGB VI) in der Fassung vor dem am 01. Januar 2001 in Kraft getretenen
Gesetz zur Reform der Renten wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit (EM-
Reformgesetz) vom 20. Dezember 2000 (BGBl. I 2000, 1827) in Betracht. Nach Â§
300 Abs. 2 SGB VI sind aufgehobene Vorschriften dieses Gesetzbuches auch nach
dem Zeitpunkt ihrer Aufhebung noch auf den bis dahin bestehenden Anspruch
anzuwenden, wenn der Anspruch bis zum Ablauf von drei Kalendermonaten nach
der Aufhebung geltend gemacht wird. Dies ist vorliegend der Fall, denn der
maÃ�gebende Antrag wurde bereits im August 1996 gestellt.

Nach Â§ 44 Abs. 1 SGB VI haben Versicherte bis zur Vollendung des 65.
Lebensjahres Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, wenn sie
erwerbsunfÃ¤hig sind und weitere (beitragsbezogene) Voraussetzungen erfÃ¼llen.
ErwerbsunfÃ¤hig sind nach Â§ 44 Abs. 2 SGB VI Versicherte, die wegen Krankheit
oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, eine
ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben oder Arbeitsentgelt
oder Arbeitseinkommen zu erzielen, das ein Siebtel der monatlichen
BezugsgrÃ¶Ã�e Ã¼bersteigt.

Der KlÃ¤ger ist hiernach zwar ab Dezember 2002 erwerbsunfÃ¤hig, denn nach dem
Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr. L. vom 10. Juli 2003 kann er keinerlei
ErwerbstÃ¤tigkeit mehr ausÃ¼ben. Die Befunde, die dieser Beurteilung zugrunde
liegen, hat bereits der Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. T. im Gutachten
vom 29. Dezember 2002 aufgrund einer am 02. Dezember 2002 erfolgten
Untersuchung beschrieben. Wie Dr. L. dargestellt hat, bestehen gegenÃ¼ber
diesem Gutachten keine grundsÃ¤tzlichen Abweichungen, so dass von einem
aufgehobenen LeistungsvermÃ¶gen ab Dezember 2002 auszugehen ist.

Ist der Versicherungsfall der ErwerbsunfÃ¤higkeit zu diesem Zeitpunkt eingetreten,
kann dem KlÃ¤ger gleichwohl eine entsprechende Rente nicht gewÃ¤hrt werden.
Bei einem solchen Versicherungsfall wÃ¼rde eine Rente nach Â§ 99 Abs. 1 SGB VI
frÃ¼hestens zum 01. Januar 2003 beginnen. Nach dieser Vorschrift wird eine Rente
aus eigener Versicherung von dem Kalendermonat an geleistet, zu dessen Beginn
die Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r die Rente erfÃ¼llt sind, wenn die Rente bis
zum Ende des dritten Kalendermonats nach Ablauf des Monats beantragt wird, in
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dem die Anspruchsvoraussetzungen erfÃ¼llt sind.

Bei einem Rentenbeginn am 01. Januar 2003 ist das bis zum 31. Dezember 2000
geltende Recht jedoch nicht mehr anwendbar.

Nach Â§ 300 Abs. 1 SGB VI n. F. sind Vorschriften dieses Gesetzbuches von dem
Zeitpunkt ihres (jeweiligen) In-Kraft-Tretens an auf einen Sachverhalt oder Anspruch
auch dann anzuwenden, wenn bereits vor diesem Zeitpunkt der Sachverhalt oder
Anspruch bestanden hat. Aufgehobene Vorschriften dieses Gesetzbuches und durch
dieses Gesetzbuch ersetzte Vorschriften sind auch nach dem Zeitpunkt ihrer
Aufhebung noch auf den bis dahin bestehenden Anspruch anzuwenden, wenn der
Anspruch bis zum Ablauf von drei Kalendermonaten nach der Aufhebung geltend
gemacht wird (Â§ 300 Abs. 2 SGB VI n. F.).

Der Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit wurde zwar mit dem
Rentenantrag von August 1996 geltend gemacht. Die weitere Voraussetzung, dass
dieser Anspruch "bis dahin", also zum Zeitpunkt der Aufhebung der bisherigen
Vorschriften, bestanden hat, ist hingegen nicht erfÃ¼llt. Ein Anspruch auf Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit wÃ¤re danach nÃ¤mlich nicht bis zum 31. Dezember
2000, sondern erst zum 01. Januar 2003 entstanden.

Stattdessen sieht Â§ 43 Abs. 2 SGB VI n. F. ab 01. Januar 2001 Rente wegen voller
Erwerbsminderung vor, worauf das Anerkenntnis der Beklagten beruht. Ein
darÃ¼ber hinausgehender Anspruch besteht nicht.

Die Beweisaufnahme hat nicht ergeben, dass der KlÃ¤ger vor Dezember 2002 nicht
mehr in der Lage war, TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt vollschichtig
auszuÃ¼ben, insbesondere als PfÃ¶rtner und BÃ¼rohilfskraft zu arbeiten.

Der SachverstÃ¤ndige Dr. L. hat hervorgehoben, dass der von ihm festgestellte
Schweregrad der StÃ¶rung, abgesehen von dem bereits genannten Gutachten des
Facharztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. T., ansonsten nicht beschrieben
worden sei. Er hat hierbei insbesondere auf das Gutachten des Dr. C. vom 29.
Dezember 2000 hingewiesen, der eine umfassende psychopathologische
Symptomatik nicht beschrieben habe.

Nach Dr. L. besteht beim KlÃ¤ger eine hypochondrische StÃ¶rung bei Verdacht auf
schizoid-zwanghafte PersÃ¶nlichkeit. Diese ist erheblich ausgeprÃ¤gt und hat
mittelschwere bis schwere AusmaÃ�e angenommen. Beim KlÃ¤ger sind komplexe
Ã�berzeugungen Ã¼ber vielfÃ¤ltige Krankheitserscheinungen in nahezu allen
KÃ¶rperregionen erkennbar. In obskurer Schilderung und ebensolcher in
Beziehungssetzung zu dem Unfall vom 28. Juli 1995 beherrschen sie seine
Wahrnehmungen, DenkablÃ¤ufe und psychosozialen Beziehungen. Dr. L. hat eine
sehr einseitige Fokussierung der Aufmerksamkeit und Konzentration festgestellt.
Der KlÃ¤ger gerate bei der Ansprache ihn bewegender Themen in eine angespannte
Affektsituation. Im Vordergrund stehe hierbei eine detaillierte Symptomschilderung,
wobei er diffizile ZusammenhÃ¤nge zum Unfall herstelle. In der Auseinandersetzung
mit dieser Problematik enge er sich immer mehr unreflektiert auf seine Sicht der
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ZusammenhÃ¤nge ein und biete das Bild eines Menschen, der sich in
unwiderruflicher Gewissheit dieser KausalitÃ¤ten sehe. Im Vortrag errege er sich
dabei zunehmend emotional-affektiv eingeengt und verliere sich in einem kaum
endenden Redefluss. Mit schlÃ¼ssigen Argumenten sei er in keiner Weise
zugÃ¤nglich. Massives, auch provozierendes Insistieren des SachverstÃ¤ndigen
habe lediglich zu Ratlosigkeit, jedoch nie zu einer der Situation durchaus
angemessenen aggressiven Ã�bertragungssituation gefÃ¼hrt. Mit
WidersprÃ¼chlichkeiten konfrontiert verstehe der KlÃ¤ger diese nicht bzw. gehe
Ã¼ber sie hinweg. Er Ã¼berrasche mit gelegentlich eingestreuten medizinischen
Fachbegriffen. Mit einem eventuellen Rentenbegehren deutlich konfrontiert zeige er
keinerlei EntrÃ¼stung, keine affektiven VerÃ¤nderungen. Diese Provokation lÃ¶se
immer nur die beschriebenen wortreichen Argumentationsketten aus. Dr. L. hebt
eine ausgesprochene RigiditÃ¤t der einfachen Denkmuster des KlÃ¤gers hervor. Zur
Introspektion sei er nicht im Ansatz in der Lage. Es stelle sich immer wieder schnell
eine gedankliche Einengung auf die gesehenen UnfallzusammenhÃ¤nge ein. Der
KlÃ¤ger sei unabbringbar von seiner hochgradigen vermeintlich unfallabhÃ¤ngigen
LeistungseinschrÃ¤nkung Ã¼berzeugt, die nunmehr weitgehend in unterbewussten
Vorstellungen fixiert erscheine. Die Schwere und Chronifizierung der
hypochrondrischen StÃ¶rung zeige sich vor allem am nicht korrigierbaren, an das
wahnhafte grenzenden Charakter der Psychopathologie, verbunden mit
zwanghaftem Denken. IntelligenzabhÃ¤ngige EinschrÃ¤nkungen der
EinsichtsfÃ¤higkeit sind nach Dr. L. ausgeschlossen, da der KlÃ¤ger Ã¼ber eine
durchschnittliche Intelligenz verfÃ¼gt. FÃ¼r differentialdiagnostische ErwÃ¤gungen
in Richtung eines Hirnabbauprozesses fehlten ausreichende Hinweise. Es liege zwar
ein Anerkennungsbegehren von Unfallfolgen vor; da dieses jedoch bereits in
Bereiche des wahnhaft-zwanghaften abgeglitten sei, kÃ¶nne das Verhalten des
KlÃ¤gers nicht mehr durch ein vordergrÃ¼ndiges, willentlich gesteuertes
Rentenbegehren erklÃ¤rt werden.

Die von dem SachverstÃ¤ndigen Dr. L. erhobenen Befunde sind in den sonstigen
vorliegenden Ã¤rztlichen Berichten und Gutachten, abgesehen von dem des Dr. T.,
nicht beschrieben. Dr. L. hat sich gerade wegen fehlender ausreichender Unterlagen
nicht in der Lage gesehen, fÃ¼r Zeiten in der Vergangenheit den Grad der
hypochondrischen StÃ¶rung sicher zu beurteilen. Es kommt nach dem
SachverstÃ¤ndigen hinzu, dass psychopathologische StÃ¶rungen ohnehin schwer
graduierbar sind.

Im Gutachten des Facharztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. T. vom 29.
Dezember 2002 wird sehr anschaulich die Entwicklung der hypochondrischen
StÃ¶rung nachgezeichnet. Nach Dr. T. hat sich die hypochondrische
Beschwerdesymptomatik erst ca. eineinhalb Jahre nach dem Unfallereignis
entwickelt. Er hat dies nachvollziehbar damit begrÃ¼ndet, dass bis zu diesem
Zeitpunkt der KlÃ¤ger Ã¼ber keine Beschwerden geklagt habe, die Ã¼ber den
Rahmen der nachvollziehbaren Unfallverletzungsfolgen hinausgehen. Dies wird
durch das Gutachten des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. R. vom 18. Dezember
1996, das Arbeitsamtsgutachten der FachÃ¤rztin fÃ¼r Innere Medizin Dr. F. vom 22.
Januar 1997, das fÃ¼r die Berufsgenossenschaft erstattete Gutachten des
Chirurgen Prof. Dr. H. vom 18. MÃ¤rz 1997 und durch das weitere fÃ¼r die
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Berufsgenossenschaft erstattete Gutachten des Facharztes fÃ¼r Neurologie Dr. N.
vom 24. Juni 1997 bestÃ¤tigt. Auch die nachfolgenden Befundberichte und
sonstigen Ã¤rztlichen Berichte lassen psychische AuffÃ¤lligkeiten nicht erkennen.
Wie Dr. T. zutreffend aufgezeigt hat, findet sich erstmalig im Befundbericht des
Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie H. vom 01. April 1999 die Diagnose einer
neurotischen Depression. Dies beruht nach dem Inhalt dieses Befundberichtes auf
einer einmaligen Untersuchung am 15. Oktober 1998, bei der eine
psychomotorische Unruhe und eine depressive Grundstimmung festgestellt wurde.
Im weiteren Befundbericht dieses Arztes vom 23. November 1999 findet sich die
selbe Diagnose; darÃ¼ber hinausgehende Befunde sind nicht mitgeteilt. Es wird
angegeben, es sei keine wesentliche Ã�nderung im Behandlungszeitraum von
Oktober 1998 bis November 1999 eingetreten. Der weitere Befundbericht dieses
Arztes vom 06. Juli 2000 benennt nunmehr eine posttraumatische
BelastungsstÃ¶rung, jedoch keine weiteren Befunde. Auch wird nicht Ã¼ber
Ã�nderungen im Gesundheitszustand des KlÃ¤gers berichtet.

Wesentliche psychische Befunde hat auch der Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie
Dr. C. in seinen Gutachten vom 09. Februar 2000 und 29. Dezember 2000 nicht
mitgeteilt. Der KlÃ¤ger habe in seelischer Hinsicht wenig Beschwerden angegeben.
Auch durch hÃ¤ufiges Nachfragen und ErklÃ¤ren von Begriffen und
BefindlichkeitsstÃ¶rungen sei kein einheitliches Bild zu erreichen gewesen. Nach Dr.
C. wirkten die Beschwerdeangaben etwas verdeutlichend. Der Antrieb habe etwas
gehemmt gewirkt. Depressive Regungen seien nicht sichtbar geworden. Von der
PersÃ¶nlichkeitsstruktur her handele es sich eher um eine depressive, akzentuierte
PersÃ¶nlichkeit, die eher gehemmt, zurÃ¼ckhaltend und im Kontaktverhalten sich
zurÃ¼ckziehend zeige. Aufgrund der Angaben des KlÃ¤gers habe sich eine
AktivitÃ¤tsminderung und Vergesslichkeit herauskristallisiert. Es lasse sich jedoch
nicht feststellen, dass es nach dem Unfall zu einer auch nur zeitweisen
Verschlechterung der psychischen Befindlichkeit gekommen sei. Zusammenfassend
hat Dr. C. im Gutachten vom 09. Februar 2000 daraus eine
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung mit depressiven und mÃ¶glicherweise auch schizoiden
ZÃ¼gen diagnostiziert, die leichteren AusmaÃ�es sei. In seinem weiteren
Gutachten vom 29. Dezember 2000 findet sich die Diagnose einer leichteren
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung bzw. charakterneurotischen StÃ¶rung mit zwanghaft und
gehemmt-aggressiven ZÃ¼gen. Diese Diagnose stehe nicht im Widerspruch zu der
vorgenannten, da es zwischen depressiven und zwanghaften PersÃ¶nlichkeiten
einen breiten Ã�bergangsbereich gebe und die Tests, auf denen die Klassifikation
beruhe, ebenfalls UnschÃ¤rfen aufwiesen. Im Gutachten wird angegeben, der
KlÃ¤ger sei in der Beschwerdeschilderung sehr unklar. Spontan wÃ¼rden kaum
Beschwerden angegeben. Je mehr man dann nachfrage, umso mehr Beschwerden
wÃ¼rden geÃ¤uÃ�ert. Der Antrieb wird als nicht deutlich gestÃ¶rt bezeichnet. Der
Gedankengang sei weitschweifig, oft konfus. Es ergebe sich ein Verdacht auf
Aggravation. Die testpsychologische Untersuchung habe eine zwanghaft und
aggressionsgehemmte PersÃ¶nlichkeit aufgezeigt. Es handele sich jedoch nur um
eine leichte StÃ¶rung. In der ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 13. Juni 2001 hat
Dr. C. nochmals betont, dass er bei seinen Untersuchungen weder eine
ausgeprÃ¤gte Psychosomatik noch Hypochondrie hat feststellen kÃ¶nnen. Aus
klinischer Sicht liege kein relevanter Kontrollzwang vor und auch die Hypochondrie
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sei eher mÃ¤Ã�ig- bis mittelgradig ausgeprÃ¤gt. Anlass fÃ¼r die ergÃ¤nzende
Stellungnahme war offensichtlich der Vortrag des ProzessbevollmÃ¤chtigten im
Gerichtsverfahren S 5 SB 5/00, wonach Dr. F. eine ausgeprÃ¤gte Psychosomatik
festgestellt habe. Im Gutachten des Facharztes fÃ¼r Innere Medizin Dr. F. vom 13.
MÃ¤rz 2001 finden sich jedoch tatsÃ¤chlich keinerlei psychosomatischen Befunde.
Dr. F. verweist wegen der psychiatrischen Befunde und der Diagnose vielmehr auf
das Gutachten des Dr. C. vom 29. Dezember 2000.

Der SachverstÃ¤ndige Dr. L. hat die Gutachten des Dr. C. aufgrund der damals
erhobenen Befunde fÃ¼r schlÃ¼ssig erachtet. Er ist zu der Feststellung gelangt,
dass seinerzeit somit die von ihm beobachtete hypochondrische StÃ¶rung noch
nicht vorhanden gewesen ist.

Der Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. T. hat in seinem Gutachten vom
29. Dezember 2002 die Beurteilung des Dr. C. im Gutachten vom 29. Dezember
2000 ebenfalls fÃ¼r zutreffend gehalten.

Zwar hat der SachverstÃ¤ndige Dr. L. auch darauf hingewiesen, dass im
Unterschied zu Dr. C. der SachverstÃ¤ndige Dr. K. in seinem Gutachten vom 10.
Januar 2000 bereits somatoforme Symptome in dem Beschwerdevortrag
beschrieben habe. Eine ErklÃ¤rung dafÃ¼r, weshalb diese von Dr. C. nicht
beobachtet worden sind, hat er nicht geben kÃ¶nnen. Die GrÃ¼nde hierfÃ¼r
kÃ¶nnen letztlich dahinstehen, denn fÃ¼r eine Entscheidung im Sinne des KlÃ¤gers
bedarf es sicherer Feststellungen, die nunmehr nicht mehr nachgeholt werden
kÃ¶nnen. Der SachverstÃ¤ndige Dr. L. hat jedenfalls die wenigen somatoformen
Symptome im Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr. K. vom 10. Januar 2000 nicht
fÃ¼r ausreichend angesehen, um darauf eine sichere Beurteilung des
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers zu treffen. Dies erscheint nachvollziehbar, denn
psychische Befunde hat der SachverstÃ¤ndige Dr. K. â�� als OrthopÃ¤de â�� nicht
erhoben.

Den bereits oben genannten Befundbericht des Arztes fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie H. vom 06. Juli 2000 hat der SachverstÃ¤ndige Dr. L. -mangels
entsprechender Befunde â�� als nicht aussagefÃ¤hig bewertet. Dasselbe gilt auch
fÃ¼r den weiteren Befundbericht dieses Arztes vom 25. Januar 2002. Es ist dort die
Diagnose einer neurotischen Depression angegeben, ohne dass irgendwelche
Befunde mitgeteilt sind. Wegen der Befunde wird allein auf Computertomografien
des Kopfes und der HalswirbelsÃ¤ule vom 07. Juni 2000 bzw. 12. Oktober 2000
verwiesen.

Die Epikrise des Johanniter Krankenhauses im FlÃ¤ming des Prof. Dr. GrÃ¤fenstein
vom 13. August 2002 Ã¼ber einen stationÃ¤ren Aufenthalt vom 25. Juni bis 06. Juli
2002 benennt u. a. eine anhaltende SomatisierungsstÃ¶rung bei reaktivem
depressiven Syndrom. Bemerkenswert an diesem Ã¤rztlichen Bericht ist, worauf der
Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. T. in seinem Gutachten vom 29.
Dezember 2002 hingewiesen hat, dass dort von einer stark hypochondrischen
Konfliktverarbeitungsweise, von familiÃ¤ren biografisch bedeutsamen
Belastungsfaktoren, einem sekundÃ¤ren Krankheitsgewinn und einer fehlenden
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IntrospektionsfÃ¤higkeit die Rede ist. Diese Epikrise mag damit durchaus bereits
deutliche Zeichen der von dem SachverstÃ¤ndigen Dr. L. diagnostizierten
mittelschweren bis schweren hypochondrischen StÃ¶rung ausweisen. Die von dem
SachverstÃ¤ndigen Dr. L. bei seiner Untersuchung vorgefundenen psychischen
Befunde sind dort jedoch in dieser Deutlichkeit nicht wiedergegeben, so dass
angesichts der oben aufgezeigten Schwierigkeiten, die Schwere der
hypochondrischen StÃ¶rung zu bestimmen, es nachvollziehbar ist, wenn der
SachverstÃ¤ndige Dr. L. es als spekulativ angesehen hat, fÃ¼r die Zeit vor seiner
am 13. Februar 2003 erfolgten Untersuchung bzw. der des Dr. T. am 02. Dezember
2002 eine sichere Beurteilung insbesondere des LeistungsvermÃ¶gens abzugeben.
Dr. L. verweist, wie im Ã�brigen auch Dr. T., darauf, dass Jahre bis zur
Herausbildung einer schweren hypochondrischen StÃ¶rung vergehen kÃ¶nnen. Im
Unterschied zu Dr. T. sieht Dr. L. darÃ¼ber hinaus erstmals im Gutachten des
SachverstÃ¤ndigen Dr. K. vom 10. Januar 2000 hypochondrische Symptome
beschrieben. Ob diesbezÃ¼glich dem SachverstÃ¤ndigen Dr. L. oder Dr. T. der
Vorzug zu geben ist, kann dahinstehen, da beide Ã�rzte eine wesentliche
BeeintrÃ¤chtigung der LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers jedenfalls nicht vor
Dezember 2002 festgestellt haben.

Die Erkrankung des KlÃ¤gers auf psychiatrischem Gebiet wird zwar in den
vorliegenden Gutachten und Ã¤rztlichen Berichten zum Teil unterschiedlich
bezeichnet. Dies mag auch daran liegen, dass verschiedene Symptome zu
unterschiedlichen Zeiten fÃ¼hrend gewesen sind. FÃ¼r die Beurteilung des
LeistungsvermÃ¶gens ist dies jedoch nicht relevant, da schwerwiegende psychische
Befunde mit einer wesentlichen FunktionseinschrÃ¤nkung vor Dezember 2002 nicht
bestanden. Sicher kann allerdings eine posttraumatische BelastungsstÃ¶rung
ausgeschlossen werden. Die Kriterien fÃ¼r eine solche GesundheitsstÃ¶rung sind in
der Stellungnahme des Facharztes fÃ¼r Neurologie Dr. W. vom 16. November 2001
ausfÃ¼hrlich dargelegt. Dass diese nicht erfÃ¼llt sind, ist nicht nur dieser
Stellungnahme zu entnehmen. Auch der SachverstÃ¤ndige Dr. L. kommt zu diesem
Ergebnis. In den Gutachten des Dr. C. und des Dr. T. wird gleichfalls eine
posttraumatische BelastungsstÃ¶rung verneint. Diese Diagnose findet sich
Ã¼berhaupt nur einmalig, ohne dass hierfÃ¼r Befunde genannt werden, im
Befundbericht des Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie H. vom 06. Juli 2000. In
seinem weiteren Befundbericht vom 25. Januar 2002 wird daran allerdings schon
nicht mehr festgehalten, denn dort wird als Diagnose eine neurotische Depression
mitgeteilt.

Weitere GesundheitsstÃ¶rungen, die das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers in
rentenrelevanter Weise im streitigen Zeitraum bis Dezember 2002 einschrÃ¤nkten,
liegen nicht vor.

Nach dem SachverstÃ¤ndigen Dr. B. bestehen degenerative VerÃ¤nderungen und
eine Fehlhaltung der WirbelsÃ¤ule mit Neigung zu cervikalen und lumbalen
Reizerscheinungen, ein Zustand nach abgelaufenen LendenwirbelkÃ¶rperfrakturen,
zum Teil unter Verformung derselben verheilt, ein Zustand nach operativer
Versorgung einer Infraktur mit noch liegenden Osteosynthesematerialien und ein
Zustand nach operativer Versorgung einer UnterarmtrÃ¼mmerfraktur links mit
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verbleibenden BewegungseinschrÃ¤nkungen im Handgelenk. Der SachverstÃ¤ndige
Dr. K. hat bei seiner Untersuchung zusÃ¤tzlich noch eine geringgradige
BelastungseinschrÃ¤nkung des linken Beines bei persistierender leichter
NervengeflechtsschÃ¤digung nach Beckenbruch links vorgefunden, die
zwischenzeitlich nicht mehr nachweisbar ist (vgl. Gutachten des SachverstÃ¤ndigen
Dr. L. vom 10. Juli 2003). Dasselbe gilt fÃ¼r die ebenfalls von Dr. K. noch
diagnostizierte geringgradige NervenschÃ¤digung im Bereich der linken Hand (vgl.
wiederum das Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr. L. vom 10. Juli 2003). Dr. T.
hat allerdings noch leichte Residuen einer traumatischen LÃ¤sion des Plexus
lumbosacralis in Form von SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen in den Dermatomen L 5 und S 1
an der linken unteren ExtremitÃ¤t festgestellt, die jedoch funktionell unbedeutend
sind, also das LeistungsvermÃ¶gen nicht beeinflussen. Insoweit besteht daher kein
Widerspruch gegenÃ¼ber der Aussage des SachverstÃ¤ndigen Dr. L â�¦ Mit den
genannten Diagnosen werden alle GesundheitsstÃ¶rungen auf orthopÃ¤dischem
und neurologischem Fachgebiet erfasst, die nicht nur vorÃ¼bergehend
FunktionsstÃ¶rungen bedingen. Im Gutachten des Arztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. Dr.
Z. vom 30. Oktober 2000 werden zwar noch weitere funktionelle StÃ¶rungen am
Achsenskelett und lumbosakralen Ã�bergang sowie am Ã¼brigen Haltungs- und
Bewegungsapparat genannt. Dr. Dr. Z. hat diesen StÃ¶rungen, da es sich um
reversible StÃ¶rungen handelt, jedoch keine deutliche Funktionsbehinderung
beigemessen, so dass sie fÃ¼r die Beurteilung des LeistungsvermÃ¶gens nicht
relevant sind. Der SachverstÃ¤ndige Dr. B. hat sich dieser Beurteilung
angeschlossen. Den Polyarthrosen der groÃ�en und kleinen Gelenke komme
leistungsmindernde Relevanz nicht zu.

Die SachverstÃ¤ndigen Dr. B. und Dr. K. haben aufgrund der genannten
GesundheitsstÃ¶rungen die Schlussfolgerung gezogen, der KlÃ¤ger kÃ¶nne noch
leichte kÃ¶rperliche Arbeiten im Wechsel der KÃ¶rperhaltung bzw. Ã¼berwiegend
im Sitzen in geschlossenen RÃ¤umen bzw. unter Witterungsschutzbedingungen
ohne Feuchtigkeit, KÃ¤lte und Zugluft, gelegentlich auch im Knien und Hocken und
mit gelegentlichen Ã�berkopfarbeiten verrichten, wobei jedoch Leiter- und
GerÃ¼starbeiten, Zwangshaltungen und einseitige KÃ¶rperhaltungen, BÃ¼cken,
Tragen von Lasten Ã¼ber 5 kg, besondere Anforderungen an das
FeinhÃ¶rvermÃ¶gen und Arbeiten unter Akkordbedingungen ausgeschlossen sind.
AuÃ�erdem kommen nur noch Arbeiten in Betracht, die mit einfachen
Anforderungen an die FunktionsfÃ¤higkeit der linken Hand (bei LinkshÃ¤nderschaft
des KlÃ¤gers) verbunden sind und deren grobe Kraft nicht voraussetzen.

Die genannten LeistungseinschrÃ¤nkungen tragen den GesundheitsstÃ¶rungen
unter BerÃ¼cksichtigung der von den SachverstÃ¤ndigen erhobenen Befunde
hinreichend Rechnung.

Der SachverstÃ¤ndige Dr. B. hat im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule nur
geringfÃ¼gige endgradige BewegungseinschrÃ¤nkungen vorgefunden. Die
erlittenen Frakturen seien konsolidiert ausgeheilt, wobei sich radiologisch eine
WirbelsÃ¤ulenverformung dargestellt habe. Dadurch werde jedoch die Funktion der
WirbelsÃ¤ule objektiv nicht behindert. Die Unterschenkelfraktur rechts sei
ausgeheilt und nicht leistungsmindernd. Dasselbe gelte fÃ¼r die schon 1977
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erlittene SchlÃ¼sselbein- und Schulterblattfraktur links. Im Bereich des linken
Handgelenkes hat Dr. B. eine geringfÃ¼gige Verdickung und eine geringfÃ¼gige
BewegungseinschrÃ¤nkung vorgefunden.

Die von dem SachverstÃ¤ndigen Dr. K. erhobenen Befunde weichen von den
dargestellten Befunden des Dr. B. nicht wesentlich ab. Allerdings hat er seinerzeit
auch noch eine geringfÃ¼gige EinschrÃ¤nkung der GehfÃ¤higkeit wegen der noch
bestehenden leichten NervenschÃ¤digung im Bereich des linken Beines festgestellt.
Diese ist jedoch nicht sehr wesentlich gewesen, da der KlÃ¤ger nach seinen
Angaben gleichwohl in der Lage war, eine Gehstrecke mit ca. einer Stunde bei
normalem Tempo zurÃ¼ckzulegen, bevor sich ein SchmerzgefÃ¼hl und eine
ErmÃ¼dbarkeit in den Beinen bemerkbar machten.

In neurologischer Hinsicht ergeben sich aus den Gutachten des Facharztes fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie Dr. C. vom 09. Februar 2000 und 29. Dezember 2000
keine anderen Befunde. An der AuÃ�enseite des linken Beines hat sich seinerzeit
ein TaubheitsgefÃ¼hl gezeigt. Das HÃ¼pfen linksseitig ist etwas unsicher, der Ein-
Bein-Stand linksseitig etwas wacklig gewesen. Die SensibilitÃ¤t der linken Hand hat
der KlÃ¤ger im Bereich der Fingerkuppen als leicht gestÃ¶rt angegeben, wobei
allerdings keine Nervenzuordnung mÃ¶glich gewesen ist.

Aufgrund einer gegenÃ¼ber dem SachverstÃ¤ndigen Dr. B. angegebenen
HÃ¶rminderung bei allerdings VerstÃ¤ndnis der normalen Umgangssprache ist
schlieÃ�lich schlÃ¼ssig, wenn dieser Arzt besondere Anforderungen an das
FeinhÃ¶rvermÃ¶gen ausgeschlossen hat.

Die SachverstÃ¤ndigen Dr. K. und Dr. B. stimmen darin Ã¼berein, dass das oben
dargestellte LeistungsvermÃ¶gen seit Dezember 1996 besteht. Dr. K. hat
ausgefÃ¼hrt, bereits im Gutachten des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. R. vom 18.
Dezember 1996 werde annÃ¤hernd derselbe orthopÃ¤dische Befund beschrieben.
In neurologischer Hinsicht weise das fÃ¼r die Bau-BG Hannover erstattete
Gutachten des Facharztes fÃ¼r Neurologie Dr. N. vom 24. Juni 1997 einen klinisch
ebenfalls identischen Befund aus. Dies ist nachvollziehbar, auch wenn die
Beweglichkeit der Brust- und LendenwirbelsÃ¤ule seinerzeit noch etwas
eingeschrÃ¤nkt war. Im Bereich der linken Hand fanden sich seinerzeit schon keine
sicheren Hinweise mehr auf eine LÃ¤sion; die L 5/S 1-LÃ¤sion hatte sich bereits
deutlich zurÃ¼ckgebildet.

Auf internistischem Fachgebiet schlieÃ�lich bedingen die dort vorliegenden
GesundheitsstÃ¶rungen keine nachweisbaren funktionellen Behinderungen. Dies
hat der SachverstÃ¤ndige Dr. B. fÃ¼r die rezidivierende Neigung zu
MagenschleimhautentzÃ¼ndungen und EntzÃ¼ndungen der SpeiserÃ¶hre bei
SpeiserÃ¶hrengleitbruch, funktionelle HerzstÃ¶rungen, FettstoffwechselstÃ¶rungen
und eine Steatosis hepatis beurteilt. Dem Gutachten des Facharztes fÃ¼r Innere
Medizin Dr. F. vom 13. MÃ¤rz 2001 nebst ergÃ¤nzender Stellungnahmen vom 07.
Juli 2001 und 18. November 2001 ist insoweit nichts anderes zu entnehmen. Auch
die sonstigen vorliegenden Ã¤rztlichen Berichte der behandelnden Ã�rzte weisen
keinen schwerwiegenden krankhaften Befund mit wesentlichen
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FunktionsstÃ¶rungen auf internistischem Fachgebiet aus.

Wenn eine TÃ¤tigkeit den dargestellten qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen
gerecht wird, ist, ohne dass zusÃ¤tzliche Befunde oder Gesichtspunkte hinzutreten,
aber zugleich auch ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen folgerichtig, wie dies die
SachverstÃ¤ndigen Dr. B. und Dr. K. angenommen haben. Dies gilt jedenfalls fÃ¼r
die Zeit bis Dezember 2002.

Damit kam der KlÃ¤ger bis dahin fÃ¼r alle TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt in Betracht. Der Benennung einer konkreten TÃ¤tigkeit bedarf es
daher nicht. Soweit hier gleichwohl die TÃ¤tigkeit einer BÃ¼rohilfskraft bzw. eines
PfÃ¶rtners als zumutbare TÃ¤tigkeit des allgemeinen Arbeitsmarktes angefÃ¼hrt
wird, erfolgt dies lediglich zur weiteren Verdeutlichung der fÃ¼r den KlÃ¤ger noch
bestandenen MÃ¶glichkeiten, sein LeistungsvermÃ¶gen in Erwerbsarbeit
umzusetzen. Den genannten TÃ¤tigkeiten war der KlÃ¤ger gesundheitlich
gewachsen.

Die Arbeitsbedingungen einer BÃ¼rohilfskraft sind nach der BIK BO 784 wie folgt
beschrieben: KÃ¶rperlich leichte Arbeit in geschlossenen RÃ¤umen, Ã¼berwiegend
im Sitzen, zeitweise im Gehen und Stehen, zum Teil Zwangshaltungen, zum Teil
Umgang mit BÃ¼rokommunikationsmitteln, zum Teil Publikumsverkehr, genaue,
systematische und zuverlÃ¤ssige Arbeitsweise, Ordnungssinn,
KonzentrationsfÃ¤higkeit, Anpassungs- und KooperationsfÃ¤higkeit. Der Auskunft
des Arbeitsamtes Frankfurt (Oder) vom 11. November 1999 ist daneben zu
entnehmen, dass im Bereich der Poststelle ein Wechsel von Gehen, Stehen und
Sitzen je nach Bedarf und MÃ¶glichkeit des BeschÃ¤ftigten in Frage kommt und es
dort nicht zu irgendeiner Art von Zwangshaltung kommt.

Die Arbeitsbedingungen eines PfÃ¶rtners sind in BIK BO 793 beschrieben u. a. als
leichte kÃ¶rperliche Arbeit, Ã¼berwiegend in geschlossenen RÃ¤umen
(PfÃ¶rtnerloge), Ã¼berwiegend sitzend, fÃ¼r kÃ¶rperlich Behinderte geeignet, zum
Teil Zugluft, in der Regel Schicht- und Nachtdienst, zum Teil FlexibilitÃ¤t, zum Teil
KontaktfÃ¤higkeit, gute Umgangsformen. Aus der beigezogenen berufskundlichen
Aussage des M. L. vom 14. Februar 2000 geht darÃ¼ber hinaus hervor, dass an
einen PfÃ¶rtner sehr unterschiedliche Anforderungen gestellt werden und sehr
unterschiedliche Belastungen bestehen. Nur so erklÃ¤rt sich, dass die TÃ¤tigkeit als
PfÃ¶rtner in BIK BO 793 auch fÃ¼r viele Behinderte als geeignete BeschÃ¤ftigung
angegeben ist.

Vergleicht man das LeistungsvermÃ¶gen jenes KlÃ¤gers, das der berufskundlichen
Aussage des M. L. zugrunde gelegen hatte, mit demjenigen des hiesigen KlÃ¤gers,
so bestehen keine Bedenken, dass als PfÃ¶rtner, wie auch in jener berufskundlichen
Aussage bejaht, gearbeitet werden kann. Das ermittelte LeistungsvermÃ¶gen jenes
KlÃ¤gers wird wie folgt beschrieben: Zumutbar sind leichte Arbeiten in wechselnder
KÃ¶rperhaltung mit Ã¼berwiegendem Sitzen (Es sollte die MÃ¶glichkeit nach 10 bis
15 Minuten Sitzen gegeben sein, die KÃ¶rperposition zum Gehen oder Stehen zu
Ã¤ndern; nach Gehen oder Stehen von maximal 20 Minuten sollte die MÃ¶glichkeit
zum Sitzen gegeben sein, der Zeitanteil im Gehen und Stehen sollte nicht mehr als

                            13 / 15



 

50 v. H. der Arbeitszeit betragen.), ohne Heben und Tragen von Lasten von mehr als
5 kg, ohne Arbeiten mit Rumpfvorbeuge oder Zwangshaltungen der WirbelsÃ¤ule,
Einwirkung von Vibrationen, Stauchungen und RÃ¼ttelungen, ohne
Ã�berkopfarbeiten, ohne Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten, ohne Arbeiten in
KÃ¤lte ohne Witterungsschutz sowie in feuchten RÃ¤umen, ohne LÃ¤rmeinfluss,
ohne GefÃ¤hrdung durch Hautreizstoffe, ohne Wechsel- oder Nachtschicht, ohne
Arbeiten mit besonderem Zeitdruck, nur geistig einfache Arbeit mit geringen
Anforderungen an die ReaktionsfÃ¤higkeit. Dieser Katalog der
LeistungseinschrÃ¤nkungen zeigt, dass jener KlÃ¤ger in etwas stÃ¤rkerem Umfang
als der hiesige KlÃ¤ger in seinen MÃ¶glichkeiten eingeschrÃ¤nkt war. Wie dieser
berufskundlichen Aussage auÃ�erdem zu entnehmen ist, kann ein PfÃ¶rtner auch
einen Wechsel zwischen Sitzen, Stehen und Gehen weitestgehend selbst
bestimmen. Es gebe insbesondere auch eine nennenswerte Anzahl von
ArbeitsplÃ¤tzen, bei denen nicht im Schichtdienst gearbeitet werden muss und bei
denen der Arbeitnehmer Zugluft nicht ausgesetzt ist.

Die beim KlÃ¤ger bestehenden LeistungseinschrÃ¤nkungen lassen sich mit dem
Belastungsprofil einer BÃ¼rohilfskraft und eines PfÃ¶rtners in Einklang bringen.
Wenn insbesondere der SachverstÃ¤ndige Dr. B. somit zu der EinschÃ¤tzung
gelangt ist, dass der KlÃ¤ger die genannten Berufe noch vollschichtig ausÃ¼ben
konnte, ist dies, weil er das berufskundliche Anforderungsprofil nicht verkannt hat,
schlÃ¼ssig und bewegt sich im Rahmen des einem Arzt einzurÃ¤umenden
Beurteilungsspielraumes, so dass sich der Senat seine Bewertung zu eigen machen
kann.

Dieser SachverstÃ¤ndige hat darÃ¼ber hinaus eingeschÃ¤tzt, dass der KlÃ¤ger
noch kÃ¶rperliche Verrichtungen wie Zureichen, Abnehmen, Transportieren,
Bedienen von Maschinen, Kleben, Sortieren, Verpacken und Zusammensetzen von
Teilen unter Beachtung der dargestellten EinschrÃ¤nkungen, insbesondere der
BeschrÃ¤nkung auf kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten, vollschichtig ausÃ¼ben kann.
Durch eine derartige Bezeichnung von TÃ¤tigkeiten der Art nach werden allgemein
geeignete TÃ¤tigkeitsfelder aufgezeigt. Insoweit bleibt es dem Betroffenen
Ã¼berlassen darzulegen, dass er die betreffenden Verrichtungen ("TÃ¤tigkeiten der
Art nach") als solche nicht mehr ausfÃ¼hren kann oder inwiefern diese in der
Arbeitswelt nur unter Bedingungen oder verbunden mit weiteren Anforderungen
vorkommen, denen er nicht gewachsen ist. Erst wenn insofern Zweifel verbleiben,
folgt die PrÃ¼fung, ob eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen oder eine schwere spezifische Leistungsbehinderung
vorliegt (vgl. Urteile des BSG vom 11. Mai 1999 â�� B 13 RJ 71/97 R und vom 14. Juli
1999 â�� B 13 RJ 65/97 R). Weder hat der KlÃ¤ger dazu etwas vorgetragen, noch ist
ersichtlich, dass die aufgezeigten TÃ¤tigkeitsfelder von vornherein fÃ¼r ihn, neben
den bereits dargestellten Berufen, nicht in Betracht kommen.

ErwerbsunfÃ¤higkeit lag damit vor Dezember 2002 nicht vor.

Damit ist zugleich ausgeschlossen, dem KlÃ¤ger eine Rente wegen
Erwerbsminderung nach Â§ 43 SGB VI n. F. fÃ¼r einen Zeitraum vor dem 01. Januar
2003 zu gewÃ¤hren, denn er war bis dahin noch nicht einmal teilweise
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erwerbsgemindert.

Nach Â§ 43 Abs. 1 Satz 2 SGB VI n. F. sind Versicherte teilweise erwerbsgemindert,
die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens
sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Diese Voraussetzung kann
notwendigerweise bei einem sogar noch vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gen nicht
vorliegen.

Die Berufung muss daher erfolglos bleiben.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) und
entspricht dem Ergebnis des Rechtsstreits. Bei einem erst im Dezember 2002
eingetretenen Leistungsfall hat die Beklagte weder zur Klage noch zur Berufung
Veranlassung gegeben.

Die Revision ist nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen hierfÃ¼r (Â§ 160 Abs. 2
Nrn. 1 und 2 SGG) nicht vorliegen.

Erstellt am: 26.02.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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